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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Langtitel Langtitel 

Bundesgesetz über Krankenanstalten und Kuranstalten (KAKuG) Bundesgesetz über Krankenanstalten (KAG) 

ERSTER TEIL ERSTER TEIL 

Hauptstück F  

Kuranstalten  

Definitionen  

§ 42a. (1) Kuranstalten sind Einrichtungen, die der stationären oder 
ambulanten Anwendung medizinischer Behandlungsarten dienen, die sich aus 
einem ortsgebundenen natürlichen Heilvorkommen oder dessen Produkten im 
Sinne des Abs. 2 ergeben. 

 

(2) Natürliche Heilvorkommen sind ortsgebundene natürliche Vorkommen, 
die auf Grund besonderer Eigenschaften und ohne Veränderung ihrer natürlichen 
Zusammensetzung eine wissenschaftlich anerkannte Heilwirkung ausüben oder 
erwarten lassen. 

 

(3) Neben den in Abs. 1 genannten Behandlungsarten ist in Kuranstalten 
auch die Anwendung solcher Zusatztherapien zulässig, die zur Ergänzung der 
Kurbehandlung nach ärztlicher Anordnung angewendet werden und bei denen 
nach dem Stand der medizinischen Wissenschaft davon auszugehen ist, dass die 
ärztliche Aufsicht über den Betrieb ausreicht, um schädliche Wirkungen auf das 
Leben oder die Gesundheit der behandelten Personen auszuschließen. Die 
Behandlung im Rahmen von Zusatztherapien hat nach den Grundsätzen und 
anerkannten Methoden der medizinischen Wissenschaft zu erfolgen. 

 

Kuranstalten  

§ 42b. (1) Der Betrieb einer Kuranstalt bedarf einer Bewilligung der 
Bezirksverwaltungsbehörde. 

 

(2) Eine Betriebsbewilligung darf nur erteilt werden, wenn insbesondere  
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 1. das Eigentumsrecht oder sonstige Nutzungsrechte des Bewerbers an der 
für eine Kuranstalt in Aussicht genommenen Betriebsanlage 
nachgewiesen sind, 

 

 2. die für den unmittelbaren Betrieb der Kuranstalt erforderlichen 
medizinischen Apparate und technischen Einrichtungen vorhanden sind 
und die Betriebsanlage sowie alle medizinischen Apparate und 
technischen Einrichtungen den Sicherheitsvorschriften entsprechen, 

 

 3. die Aufsicht über den Betrieb durch einen Arzt, der in Österreich zur 
selbständigen Ausübung des ärztlichen Berufes berechtigt ist und 
Kenntnisse auf dem Gebiet der Balneologie und Kurortemedizin besitzt, 
gewährleistet ist, und auch die sonstige personelle Ausstattung gesichert 
ist, 

 

 4. gegen den Bewerber keine Bedenken bestehen,  

 5. allenfalls angebotene Zusatztherapien den Voraussetzungen des § 42a 
Abs. 3 entsprechen und 

 

 6. gegen die für den inneren Betrieb der Kuranstalt vorgesehenen 
Anstaltsordnung keine Bedenken bestehen. 

 

(3) Wesentliche räumliche Änderungen der Kuranstalt sowie wesentliche 
Änderungen im Leistungsangebot, insbesondere Zusatztherapien, bedürfen der 
Bewilligung der Bezirksverwaltungsbehörde. 

 

(4) Durch die Landesgesetzgebung sind Vorschriften über die Sperre von 
Kuranstalten, die entgegen den Bestimmungen des Abs. 2 und 3 betrieben 
werden, sowie Bestimmungen über die Verpachtung oder den Übergang auf einen 
anderen Rechtsträger zu erlassen. 

 

Kuranstaltsordnung  

§ 42c. (1) Der innere Betrieb einer Kuranstalt ist durch eine 
Kuranstaltsordnung zu regeln. Diese hat insbesondere folgende Bereiche zu 
regeln: 

 

 1. Die Aufgaben und Einrichtungen der Kuranstalt,  

 2. die Grundzüge ihrer Verwaltung und ihrer Betriebsform,  

 3. die Dienstobliegenheiten der in der Kuranstalt beschäftigten Personen,  

 4. die dem aufsichtführenden Arzt zukommenden Aufgaben wie Erstellung 
des Kurplans und die damit zusammenhängenden Anfangs-, Zwischen- 
und Enduntersuchungen, 
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 5. eine Aufstellung der sich aus dem ortsgebundenen Heilvorkommen oder 
dessen Produkten ergebenden Behandlungsarten und den angebotenen 
Zusatztherapien, 

 

 6. Maßnahmen der Qualitätssicherung,  

 7. die zum Schutz der Nichtraucher getroffenen Maßnahmen,  

 8. das in der Kuranstalt zu beobachtende Verhalten und  

 9. Informations- und Beschwerdemöglichkeiten.  

(2) Die Kuranstaltsordnung und jede wesentliche Änderung derselben ist der 
Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen. Entspricht diese nicht dem Abs. 1, so hat 
die Bezirksverwaltungsbehörde deren Genehmigung zu versagen. 

 

(3) Die Kuranstaltsordnung ist in der Kuranstalt so aufzulegen, dass sie für 
jedermann zugänglich ist. 

 

ZWEITER TEIL. ZWEITER TEIL. 

Hauptstück E. Hauptstück E. 

Sanitäre Aufsicht. Sanitäre Aufsicht. 

§ 60. (1) Die Bezirksverwaltungsbehörden haben unter Beiziehung der ihnen 
als Gesundheitsbehörde beigegebenen oder zur Verfügung stehenden Amtsärzte 
in den Krankenanstalten und Kuranstalten ihres örtlichen Wirkungsbereiches die 
Einhaltung der sanitären Vorschriften, die auf Grund des Ersten Teiles dieses 
Bundesgesetzes erlassen wurden, zu überwachen. 

§ 60. (1) Die Bezirksverwaltungsbehörden haben unter Beiziehung der ihnen 
als Gesundheitsbehörde beigegebenen oder zur Verfügung stehenden Amtsärzte 
in den Krankenanstalten ihres örtlichen Wirkungsbereiches die Einhaltung der 
sanitären Vorschriften, die auf Grund des Ersten Teiles dieses Bundesgesetzes 
erlassen wurden, zu überwachen. 

(2) Zur Überwachung ist Organen der örtlich zuständigen 
Bezirksverwaltungsbehörden jederzeit – bei Krankenanstalten in der 
Betriebsform selbständiger Ambulatorien und Kuranstalten während der 
Betriebszeit – auch unangemeldet zu allen Räumlichkeiten, Apparaten, sonstigen 
Anlagen und Einrichtungen der Krankenanstalt bzw. Kuranstalt Zutritt zu 
gewähren. Auf ihr Verlangen ist diesen Organen in alle Unterlagen Einsicht zu 
gewähren, die den Betrieb der Anstalt betreffen. Die Einsicht nehmenden Organe 
sind auch berechtigt, von den eingesehenen Unterlagen kostenlos Abschriften und 
Kopien herzustellen. 

(2) Zur Überwachung ist Organen der örtlich zuständigen 
Bezirksverwaltungsbehörden jederzeit – bei Krankenanstalten in der 
Betriebsform selbständiger Ambulatorien während der Betriebszeit – auch 
unangemeldet zu allen Räumlichkeiten, Apparaten, sonstigen Anlagen und 
Einrichtungen der Krankenanstalt Zutritt zu gewähren. Auf ihr Verlangen ist 
diesen Organen in alle Unterlagen Einsicht zu gewähren, die den Betrieb der 
Anstalt betreffen. Die Einsicht nehmenden Organe sind auch berechtigt, von den 
eingesehenen Unterlagen kostenlos Abschriften und Kopien herzustellen. 

(3) und (4) ... (3) und (4) ... 
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(5) Erlangt eine Bezirksverwaltungsbehörde davon Kenntnis, dass in einer 
Krankenanstalt oder Kuranstalt ihres örtlichen Wirkungsbereiches sanitäre 
Vorschriften im Sinne des Abs. 1 verletzt werden bzw. verletzt wurden, so hat sie 
hievon unverzüglich den Landeshauptmann zu benachrichtigen. Ist nach den der 
Bezirksverwaltungsbehörde bekannt gewordenen Umständen damit zu rechnen, 
dass eine Gefährdung des Lebens oder der Gesundheit von Pfleglingen einer 
Krankenanstalt bzw. Kurgästen einer Kuranstalt gegeben ist, so hat sie 
unverzüglich eine Einschau in der Krankenanstalt bzw. Kuranstalt gemäß Abs. 2 
vorzunehmen und dem Landeshauptmann hievon zu berichten. 

(5) Erlangt eine Bezirksverwaltungsbehörde davon Kenntnis, dass in einer 
Krankenanstalt ihres örtlichen Wirkungsbereiches sanitäre Vorschriften im Sinne 
des Abs. 1 verletzt werden bzw. verletzt wurden, so hat sie hievon unverzüglich 
den Landeshauptmann zu benachrichtigen. Ist nach den der 
Bezirksverwaltungsbehörde bekannt gewordenen Umständen damit zu rechnen, 
dass eine Gefährdung des Lebens oder der Gesundheit von Pfleglingen einer 
Krankenanstalt gegeben ist, so hat sie unverzüglich eine Einschau in der 
Krankenanstalt gemäß Abs. 2 vorzunehmen und dem Landeshauptmann hievon 
zu berichten. 

(6) und (7) ... (6) und (7) ... 

§ 61. Werden in einer Krankenanstalt oder Kuranstalt sanitäre Vorschriften 
im Sinne des § 60 Abs. 1 verletzt, so hat der Landeshauptmann dem Rechtsträger 
die eheste Beseitigung der Missstände mit Bescheid aufzutragen. Im 
Wiederholungsfall sowie dann, wenn derartige anders nicht zu behebende 
gesundheitliche Missstände vorliegen, dass die Krankenanstalt oder Kuranstalt 
den Anforderungen der Gesundheitspflege nicht mehr entspricht, kann der 
Landeshauptmann die teilweise oder gänzliche Weiterführung des Betriebes einer 
Krankenanstalt oder Kuranstalt untersagen. 

§ 61. Werden in einer Krankenanstalt sanitäre Vorschriften im Sinne des 
§ 60 Abs. 1 verletzt, so hat der Landeshauptmann dem Rechtsträger die eheste 
Beseitigung der Missstände mit Bescheid aufzutragen. Im Wiederholungsfall 
sowie dann, wenn derartige anders nicht zu behebende gesundheitliche 
Missstände vorliegen, dass die Krankenanstalt den Anforderungen der 
Gesundheitspflege nicht mehr entspricht, kann der Landeshauptmann die 
teilweise oder gänzliche Weiterführung des Betriebes einer Krankenanstalt 
untersagen. 

III. TEIL. III. TEIL. 

Schluß- und Übergangsbestimmungen. Schluß- und Übergangsbestimmungen. 

§ 63a. (Grundsatzbestimmung) Bewilligungen und Genehmigungen, die den 
Rechtsträgern von Kuranstalten auf Grund der in Ausführung des Bundesgesetzes 
über natürliche Heilvorkommen und Kurorte erlassenen landesgesetzlichen 
Regelungen erteilt worden sind, bleiben bestehen. 

 

§ 65b. (1) bis (11) ... § 65b. (1) bis (11) ... 

 (12) Die Änderungen im Langtitel, in der Abkürzung, der Entfall von 
Hauptstück F im ersten Teil, die Änderungen in den §§ 60 und 61 sowie der 
Entfall von § 63a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019 treten 
mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 
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